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Einleitung: Von Amsterdam über Nizza nach Brüssel

Nicht erst seit Aufnahme der Beitrittsverhandlungen mit den „Kandidatenländern“
im März 1998, sondern schon seitdem der Europäische Rat im Juni 1993 die so ge-
nannten Kopenhagener Kriterien verabschiedet hatte, in denen die Voraussetzungen
für einen EU-Beitritt der seinerzeit assoziierten Staaten Mittel- und Osteuropas de-
finiert wurden, wobei den Staaten in Aussicht gestellt wurde, dass der Beitritt voll-
zogen werde, sobald die wirtschaftlichen und sozialen Voraussetzungen erfüllt sei-
en, steht die Europäische Union vor der Aufgabe, sich selbst erweiterungsfähig zu
machen.

Allen Beteiligten war klar, dass das durch den Vertrag von Maastricht, der am
1. November 1993 in Kraft trat, festgeschriebene institutionelle Gefüge nicht mehr
tauglich sein würde, die Entscheidungsfähigkeit für eine auf 25 oder eventuell mehr
Mitgliedstaaten anwachsende Union („EU 25“ bzw. „EU 27“) sicherzustellen. Des-
halb wurde nach dem Beitritt Österreichs, Schwedens und Finnlands eine Regie-
rungskonferenz einberufen, deren Vorarbeiten in den Vertrag von Amsterdam mün-
deten, der im Oktober 1997 unterzeichnet wurde und zum 1. Mai 1999 in Kraft trat.

Die in Amsterdam versammelten Staats- und Regierungschefs waren allerdings
nicht im Stande, alle strittigen Reformfragen zu lösen. In drei wesentlichen Punkten
– die wenig später als „Amsterdam left-overs“ – sprichwörtlich wurden, mussten
sie sich vertagen. Die „Überbleibsel“ von Amsterdam betrafen die Größe der
Kommission, die Stimmgewichtung der Mitgliedstaaten im Rat sowie die Auswei-
tung des Anwendungsbereichs für qualifizierte Mehrheitsentscheidungen. Diese
Problematik – angereichert um die Weiterentwicklung der Bestimmungen zur ver-
stärkten Zusammenarbeit – wurde einer weiteren Regierungskonferenz übertragen,
die nur wenige Wochen nach dem Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrages einbe-
rufen wurde. Ihren Abschluss fand die „Regierungskonferenz 2000“ auf dem Gipfel
von Nizza im Dezember des genannten Jahres.

Auch mit dem Vertrag von Nizza, der nach Abschluss des Ratifizierungspro-
zesses zum 1. Februar 2003 in Kraft trat, konnten die institutionellen Probleme der
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Europäischen Union letztlich nicht gelöst werden. Auch wenn die Staats- und Re-
gierungschefs in einer dem Vertrag beigefügten Erklärung betonten, „[...] dass die
Europäische Union mit der Ratifizierung des Vertrages von Nizza die für den Bei-
tritt neuer Mitgliedstaaten erforderlichen institutionellen Änderungen abgeschlos-
sen haben wird“ (Anlage IV zum Vertrag von Nizza), enthielt eben diese Erklärung
implizit doch das Eingeständnis, dass der Gipfel ein Misserfolg war. Dieses Einge-
ständnis findet sich in der Ankündigung des später so genannten „Post-Nizza-
Prozesses“, durch dessen Themenstellung, so heißt es wörtlich in Punkt 6 der ge-
nannten Erklärung, „[...] die Konferenz an[erkennt], dass die demokratische Legi-
timation und die Transparenz der Union und ihrer Organe verbessert und dauerhaft
gesichert werden müssen, um diese den Bürgern der Mitgliedstaaten näher zu brin-
gen.“ Der Post-Nizza-Prozess schlug sich nieder in der Einberufung und der Tätig-
keit des „Europäischen Konvents zur Zukunft Europas“ durch den Europäischen
Rat von Laeken im Dezember 2001(zu Aufgabenstellung, Arbeitsweise und Zu-
sammensetzung des Konvents vgl. Zimmermann-Steinhart 2002).

Der Europäische Konvent, der meist als „Verfassungskonvent“ bezeichnet
wird, erarbeitete einen umfänglichen Entwurf für einen „Vertrag über eine Verfas-
sung für Europa“ (Europäischer Konvent 2003), den sein Vorsitzender, Valerie
Giscard d’Estaing, dem Europäischen Rat in Thessaloniki am 20. Juni 2003 unter-
breitete. Wenn in der Presse meist verkürzt von einer „Europäischen Verfassung“
die Rede war (und ist), so täuscht dies darüber hinweg, dass es sich auch hier um
ein Vertragswerk handelt, das der Ratifizierung durch alle Mitgliedstaaten bedarf,
was faktisch die vorherige Zustimmung durch die Staats- und Regierungschefs ein-
schließt. Deshalb wurde die Einberufung einer neuerlichen Regierungskonferenz
erforderlich, die mit dem Brüsseler Gipfel vom 12./13. Dezember 2003 beendet
wurde, ohne dass man sich auf die Annahme der „Verfassung“ hätte einigen kön-
nen.

Die kurze Aufeinanderfolge der komplexen Vertragswerke von Amsterdam und
Nizza sowie des Verfassungsentwurfs macht es selbst Experten schwer, den Über-
blick zu behalten. Hier Hilfestellung zu leisten, ist das eigentliche Anliegen dieses
Beitrags. Im Folgenden geben wir deshalb in Tabellenform und ausgehend vom
Amsterdamer Vertragswerk die wichtigsten Änderungen in chronologischer Rei-
henfolge wieder. Im Anschluss daran arbeiten wir heraus, worin die entscheidenden
Neuerungen des Konventsvorschlags bestanden. Dies ermöglicht es, die Gründe für
das Scheitern des Brüsseler Gipfels zu identifizieren und abschließend eine Progno-
se über die künftige Verfassungsentwicklung der EU zu geben.
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3. Der Konventsentwurf für einen Verfassungsvertrag:
Doppelter Tabubruch?

Seit der Regierungskonferenz, die dem Amsterdamer Vertrag voranging, ziehen
sich bis heute zwei Problemkreise wie ein roter Faden durch alle einschlägigen
Verhandlungen. Beide – nämlich die Frage nach Größe und Besetzungsmodus der
Kommission einerseits und diejenige nach der Gewichtung der Stimmen im Rat an-
dererseits – stehen im Grunde in keinem sachlichen Kontext. Gleichwohl wurden
sie bereits im Vorfeld von Amsterdam gleichsam künstlich in einen politischen Zu-
sammenhang gebracht, der sich sehr bald als kaum mehr auflösbar erwies. Die sei-
nerzeitige niederländische Ratspräsidentschaft hatte angesichts des damaligen „Zu-
kunftsprojekts Osterweiterung“ vorgeschlagen, die Zahl der Kommissare grund-
sätzlich auf einen pro Mitgliedstaat zu begrenzen. Der „Verlust“, den die fünf gro-
ßen Mitgliedstaaten in Form des verlorenen Vorschlagsrechts für einen jeweils
zweiten Kommissar erlitten hätten, hätte diesem Vorschlag gemäß dadurch kom-
pensiert werden sollen, dass der Einfluss der großen Staaten im Rat durch eine
Neugewichtung der Stimmen gestärkt worden wäre. Die Reform scheiterte letztlich
am Widerstand Spaniens, das ebenfalls auf einen zweiten Kommissar hätte ver-
zichten müssen und zum Ausgleich dafür (vergeblich) dieselbe Stimmzahl wie
Deutschland, Frankreich, Großbritannien und Italien forderte (Engel 1998: 54). In
einem dem EU-Vertrag beigefügten „Protokoll über die Organe im Hinblick auf die
Erweiterung der Europäischen Union“ legte man schließlich fest, dass die Beset-
zung der Kommission nach dem Prinzip „ein Kommissar pro Mitgliedstaat“ nur
unter der Bedingung erfolgen dürfe, dass zuvor „[...] die Stimmwägung im Rat – sei
es durch Neuwägung oder durch Einführung einer doppelten Mehrheit – in einer für
alle Mitgliedstaaten annehmbaren Weise geändert worden ist“ (vgl. dazu auch Bie-
ber 1997: 238). Bei Licht besehen hat der Amsterdamer Gipfel damit in Bezug auf
die institutionellen Reformen nicht nur ein „Überbleibsel“ produziert, wie es bis
heute beschönigend heißt. Vielmehr hat er mit diesem Junktim eine Erblast zu ver-
antworten, an der die EU bis heute schwer trägt.

In Nizza ist es nicht gelungen, den in Amsterdam geknüpften Gordischen
Knoten zu durchtrennen. Er wurde im Gegenteil noch enger gezogen. Notgedrun-
gen einigte man sich zwar darauf, dass ab dem Jahr 2005 jeder Mitgliedstaat nur
noch einen Kommissar stellen sollte, doch war dies angesichts der faktisch bereits
feststehenden Erweiterung der EU auf 25 Mitgliedstaaten im Jahr 2004 allenfalls
ein Minimalkompromiss, der insofern sogar hinter Amsterdam zurückfiel, als man
dort immerhin noch die Höchstzahl der Kommissare auf 20 vertraglich fixiert hatte;
eine Zahl, jenseits derer die Arbeitsfähigkeit der Kommission nach allgemeiner
Überzeugung nicht mehr gegeben ist. Gleichsam im Gegenzug – als gäbe es ein
ungeschriebenes Gesetz, dem zu Folge das Junktim von Amsterdam zwangsläufig
in alle Ewigkeit fortgeschrieben werden müsse – beschloss man in Nizza eine Re-
form der Modalitäten der Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit, die mit der An-
hebung der Mehrheitsschwelle und der Ermittlung einer doppelten – auf Antrag gar
einer dreifachen – Mehrheit das Blockadepotenzial für interessierte Koalitionen er-
höhte und damit das Gegenteil dessen bewirkte, was eigentlich erreicht werden
sollte. Im Zusammenhang mit der Neugewichtung der Stimmen, bei der Spanien
und das Neumitglied Polen mit 27 Stimmen beinahe soviel Gewicht bekamen wie
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das wesentlich bevölkerungsreichere Deutschland (und die anderen großen Mit-
gliedstaaten) mit 29 Stimmen, bedeutete dies eine Perpetuierung des Amsterdamer
Sündenfalls, welche der Öffentlichkeit in den negativ betroffenen Altmitgliedstaa-
ten faktisch nicht mehr vermittelbar war (zur Kritik am Reformpaket von Nizza vgl.
Giering 2001).

Der Konventsentwurf ist in Bezug auf den hier skizzierten Problemhaushalt tat-
sächlich als ein Tabubruch zu bezeichnen, denn er löst den politisch konstruierten
Zusammenhang zwischen Kommissionsbesetzung und Abstimmungsregel im Rat
umstandslos und konsequent auf, indem er die Unterscheidung zwischen großen
und kleinen Mitgliedstaaten für beide Aspekte obsolet macht. Nach Übergabe des
Konventsentwurfs für den Verfassungsvertrag an den Europäischen Rat griffen je-
doch sehr schnell die altbekannten Mechanismen des Intergouvernementalismus, in
welchem sich die nationalen Interessen an der künftigen Gestalt der europäischen
Institutionen erneut Geltung verschafften. Die Regierungen der kleineren und mitt-
leren Mitgliedstaaten – angeführt von Finnland und Österreich – führten die beiden
hier thematisierten Aspekte in einer Weise erneut zusammen, die man im Konvent
nicht vorhersehen hatte können. Indem sie die Akzeptierung der doppelten Mehr-
heit im Rat an die Wiederbelebung der Regel „ein stimmberechtigter Kommissar
pro Mitgliedstaat“ knüpften (vgl. die Interviews mit dem österreichischen Bundes-
kanzler Wolfgang Schüssel in: Der Spiegel Nr. 47/2003 und dem finnischen Pre-
mierminister Vanhanen in: Der Spiegel Nr. 50/2003) begannen sie das altbekannte
Spiel von Neuem.

Zwar beeilten sich die Verteidiger der neuen Mehrheitsregel im Rat, zu versi-
chern, man werde die Einführung derselben nicht an der Kommissionsfrage schei-
tern lassen, das „Junktim von Amsterdam“ letztlich also doch noch akzeptieren. Bei
zwei Mitgliedstaaten – Spanien und Polen – stieß man mit diesem Kompromissvor-
schlag indes auf taube Ohren. Der Grund hierfür liegt darin, dass der Konvent mit
dem Vorschlag, im Rat die doppelte Mehrheit ohne Stimmenwägung einzuführen,
gegen ein weiteres Tabu verstoßen hatte, denn er verletzte den Grundsatz des pacta
sunt servanda. Das galt insbesondere für Polen, denn die in Nizza ausgehandelten
Bestimmungen hatten eine entscheidende Grundlage für die erst im Juni 2003 per
Referendum bestätigte Beitrittsentscheidung gebildet. Dass Polen im Rat hinsicht-
lich der Stimmgewichtung beinahe gleichberechtigt neben Deutschland stehen
sollte, hatte sich als ein ganz wesentliches Argument gegen die von den Beitritts-
gegnern geschürte Angst vor einer angeblich „von Berlin kontrollierten“ Europäi-
schen Union erwiesen, das durch den Konventsentwurf nun plötzlich gegenstands-
los werden sollte.

4. Der gescheiterte Gipfel von Brüssel: Ein Sündenbock bittet
zum Rendezvous

Die unnachgiebige Haltung, die Polens Ministerpräsident Leszek Miller an den Tag
gelegt habe, sei der eigentliche Grund für das komplette Scheitern des Brüsseler
Gipfels gewesen, denn die spanische Regierung hätte sich wahrscheinlich im letz-
ten Moment noch bewegt. Diese Schuldzuweisung, die die gesamte Berichterstat-
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tung über die Konferenz vom 12./13. Dezember 2003 durchzog, ist sicher richtig.
Die Frage nach den Gründen für die Verweigerungshaltung der polnischen Regie-
rung wurde ebenso umstandslos damit beantwortet, dass diese die Einführung der
doppelten Mehrheit als „klaren Machtverlust“ eingeschätzt habe, den hinzunehmen
sie nicht bereit gewesen sei (vgl. z.B. Weger 2003). Auch diese Antwort ist nicht
falsch, doch verkürzt sie den Sachverhalt insofern, als sie suggeriert, die polnische
Regierung habe sich autonom für die Strategie der kompletten Kompromissverweige-
rung entschieden. Leszek Miller führt indes eine Minderheitsregierung, die sich mit
der in Polen ungemein populär gewordenen Parole „Nizza oder der Tod“ auseinan-
dersetzen musste. Erfunden hat diese Parole der Oppositionspolitiker Jan Maria Ro-
kita, auf dessen Initiative im Sejm eine Mehrheitsentscheidung gegen den Willen der
Regierung verabschiedet wurde, welche letztere dazu verpflichtete, den Abstim-
mungsmodus von Nizza „ohne Wenn und Aber“ zu verteidigen (vgl. Urban 2004).

Der Europäische Rat hat in Brüssel die kürzeste Schlusserklärung seiner Ge-
schichte verabschiedet. In zwei Sätzen wird konstatiert, dass man sich nicht auf die
Annahme des Verfassungsentwurfs habe einigen können und dass die folgende iri-
sche Ratspräsidentschaft beauftragt sei, auf der Basis von Konsultationen eine Ein-
schätzung für einen Verhandlungsfortschritt vorzunehmen, über welche dem Euro-
päischen Rat im März 2004 zu berichten sei. Angesichts unveränderter Mehrheits-
verhältnisse im Sejm steht zu befürchten, dass der irische Premierminister seinen
Kollegen keine positiven Meldungen wird unterbreiten können. Denkbar ist viel-
mehr, dass die von der polnischen Regierung ins Spiel gebrachte Rendezvous-Idee
implementiert wird. Da, so das dazu gehörende Argument, die institutionellen
Neuerungen nach dem Verfassungsentwurf ohnehin erst im Jahre 2009 hätten in
Kraft treten sollen, solle man sich in eben diesem Jahr zusammenfinden und bilan-
zieren, wie die erweiterte EU mit den althergebrachten Spielregeln in Kommission
und Rat habe leben können. Erst danach könne der Reformbedarf sachangemessen
definiert werden. Man darf gespannt sein, ob die Staats- und Regierungschefs dann
noch immer meinen, die Abstimmungsregeln im Rat und die Kommissionszusam-
mensetzung im Paket verhandeln zu müssen.
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